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1. Grundzüge der Vorlage 
Das Bundesgesetz vom 6. Oktober 1995 über die technischen Handelshemmnisse (THG; SR 946.51) 
verpflichtet in Artikel 4 Absatz 2 den Gesetzgeber, die technischen Vorschriften auf diejenigen der 
wichtigsten Handelspartner der Schweiz abzustimmen. Im Rahmen des Abkommens vom 21. Juni 
1999 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Europäischen Union (EU) über die 
gegenseitige Anerkennung von Konformitätsbewertungen (Mutual Recognition Agreement, MRA; 
SR 0.946.526.81) wurden die schweizerischen Regelungen über die Sicherheit von Geräten und 
Schutzsystemen zur Verwendung in explosionsgefährdeten Bereichen von der EU als gleichwertig mit 
dem EU-Recht anerkannt. Das MRA zwischen der Schweiz und der EU basiert auf gleichwertigen 
Rechtsgrundlagen und erleichtert den gegenseitigen Marktzugang. 
In diesem Sinne sind die Anforderungen der europäischen Richtlinie 2014/34/EU (EU-ATEX-Richtlinie) 
in der Verordnung vom 25. November 2015 über Geräte und Schutzsysteme zur Verwendung in ex-
plosionsgefährdeten Bereichen (VGSEB; SR 734.6) ins Schweizer Recht umgesetzt worden. 
Ab dem 16. Juli 2021 wird die neue, sektorenübergreifend anwendbare Verordnung (EU) 
Nr. 2019/1020 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 über Marktüberwa-
chung und die Konformität von Produkten sowie zur Änderung der Richtlinie 2004/42/EG und der Ver-
ordnungen (EG) Nr. 765/2008 und (EU) Nr. 305/2011 (EU-Marktüberwachungsverordnung) unter an-
derem für das Inverkehrbringen von Geräten und Schutzsystemen zur Verwendung in explosionsge-
fährdeten Bereichen anwendbar werden. Damit werden neue Rechte und neue Pflichten – insbeson-
dere eine Niederlassungspflicht und eine erweiterte Deklarationspflicht – für Wirtschaftsakteure in der 
EU geschaffen. Zudem wird der Kreis der Wirtschaftsakteure erweitert. Damit können Marktüberwa-
chungsbehörden – im Gegensatz zu heute – Massnahmen gegen neuartige Marktdienstleister durch-
setzen. Die Anpassungen werden einen direkten Einfluss auf die Pflichten für das Inverkehrbringen 
von Geräten und Schutzsystemen zur Verwendung in explosionsgefährdeten Bereichen in der EU ha-
ben und deshalb eine Anpassung der VGSEB erfordern.  
Um die gleichwertigen Rechtsgrundlagen zwischen der Schweiz und der EU zu erhalten, werden mit 
dieser Teilrevision insbesondere die Begriffe und Pflichten der Wirtschaftsakteure zur Sicherheit von 
Geräten und Schutzsystemen zur Verwendung in explosionsgefährdeten Bereichen überarbeitet und 
mit den Begriffen und Pflichten in der EU-Marktüberwachungsverordnung harmonisiert. 

2. Finanzielle, personelle und weitere Auswirkungen auf 
Bund, Kantone und Gemeinden 

Die Änderungen bewirken weder für den Bund, die Kantone noch die Gemeinden Mehraufwand in 
personeller oder finanzieller Hinsicht. 

3. Auswirkungen auf Wirtschaft, Umwelt und Gesellschaft 
Mit der Harmonisierung der technischen Vorschriften der Schweiz mit denjenigen der EU soll der freie 
Warenverkehr im Bereich der Geräte und Schutzsysteme zur Verwendung in explosionsgefährdeten 
Bereichen zwischen der Schweiz und der EU im Rahmen des MRA und der Abbau von Handels-
hemmnissen weiterhin gewährleistet werden. Die EU ist für die Schweiz einer der wichtigsten Han-
delspartner. Mit dieser Vorlage werden in der VGSEB bestimmte Präzisierungen bezüglich der Wirt-
schaftsakteure an die Neuerungen in der EU angeglichen. 

Die Harmonisierung der neuen Regelungen soll den erleichterten Marktzutritt sicherstellen. Die Anpas-
sung soll zudem verhindern, dass für die EU separate Produktserien hergestellt werden müssen und 
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dass Schweizer Hersteller in der EU einen Importeur oder Bevollmächtigten bezeichnen müssen. Die 
geltenden Sicherheitsanforderungen bleiben von der vorliegenden Änderung der VGSEB unberührt. 

4. Verhältnis zum europäischen Recht 
Die VGSEB ist Bestandteil des MRA und wird bis heute als gleichwertig mit dem Recht der EU aner-
kannt. Um die Äquivalenz zwischen der schweizerischen Gesetzgebung und der Gesetzgebung der 
EU in Zukunft zu gewährleisten, wird die Verordnung angepasst. Ferner ist vorgesehen, die betroffe-
nen Rechtsgrundlagen in den einschlägigen Kapiteln des MRA zu aktualisieren. 
Mit der revidierten Verordnung werden die technischen Vorschriften mit den Rechtsgrundlagen der EU 
wiederum harmonisiert und sollen so den ungehinderten Warenaustausch mit dem europäischen Wirt-
schaftsraum auch in Zukunft sicherstellen. 

5. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen 
Vorbemerkung 
Artikel 3 der neuen EU-Marktüberwachungsverordnung erweitert den Kreis der Wirtschaftsakteure um 
die Fulfilment-Dienstleisterin und die Anbieterin von Dienstleistungen der Informationsgesellschaft und 
auferlegt ihnen gewisse Pflichten. Diese Definitionen und Pflichten werden durch die vorliegende Teil-
revision in die schweizerische VGSEB aufgenommen. 

Art. 2 Abs. 1 Bst. bbis–c 
Siehe Erläuterungen1 zur Revision der Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe bbis–c der Verordnung vom 25. 
November 2015 über elektrische Niederspannungserzeugnisse (NEV; SR 734.26). 

Art. 5 Abs. 2bis 
Siehe Erläuterungen zur Revision von Artikel 6 Absatz 2 NEV. 

Art. 7 Abs. 1 bis und 5 
Betreffend Absatz 1bis siehe Erläuterungen zur Revision von Artikel 8 Absatz 1bis NEV. Mit Absatz 5 
wird Kongruenz zu Artikel 8 Absatz 5 NEV hergestellt; damit wird ein Versehen aus der der letzten Re-
vision korrigiert. Im Übrigen entspricht die Bestimmung den Vorgaben der neuen EU-Marktüberwa-
chungsverordnung. 

Art. 9 Abs. 4 
Siehe Erläuterungen zur Revision von Artikel 12 Absatz 1bis NEV. 

Art. 17 Abs. 5 und 6 
Siehe Erläuterungen zur Revision von Artikel 23 Absatz 5 und 6 NEV. 

Art. 18 Abs. 4 
Siehe Erläuterungen zur Revision von Artikel 24 Absatz 4 NEV. 

Art. 19 Abs. 5 
Siehe Erläuterungen zur Revision von Artikel 25 Absatz 5 NEV. 

Art. 20 Abs. 1bis und 4 
Siehe Erläuterungen zur Revision von Artikel 26 Absatz 1bis und 3 NEV. 

                                                      
1 Erläuternder Bericht vom Januar 2021 zur Revision der Verordnung über elektrische Niederspannungserzeugnisse 
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